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Mit der Agenda 2030 treten die Staaten dafür ein, bis zum Jahr 2030 die sozial-öko-
logische Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft auf den Weg zu bringen. 
Dafür sind enorme politische und finanzielle Anstrengungen nötig. 

In den letzten Jahrzehnten hat jedoch die Kombination aus neoliberaler Ideologie, 
Lobbyismus, unternehmensfreundlicher Finanzpolitik sowie Steuervermeidung und 
-hinterziehung den öffentlichen Sektor und seine Fähigkeit geschwächt, lebenswich-
tige Güter und Dienstleistungen bereitzustellen. Andererseits wurden dadurch eine 
beispiellose Anhäufung von privatem Vermögen und eine zunehmende Marktkon-
zentration ermöglicht.

Befürworter von Privatisierung und öffentlich-privaten Partnerschaften (PPPs) nut-
zen dies, um den Privatsektor als alternative Quelle für die zur Umsetzung der glo-
balen Nachhaltigkeitsziele (SDGs) nötigen Mittel darzustellen. Aber Privatisierung 
und PPPs bergen unverhältnismäßige Risiken und Kosten für Gesellschaft und öf-
fentliche Hand.

Es ist höchste Zeit, diesen Entwicklungen zu begegnen, politische Gestaltungsmacht 
zurückzugewinnen, die öffentlichen Finanzen effektiv zu stärken sowie Macht und 
politischen Einfluss von Unternehmen zu beschränken.
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Die Agenda für eine globale  
Partnerschaft neu aufstellen1

Als die Agenda 2030 unter dem programmatischen Ti-
tel »Transformation unserer Welt« im September 2015 
von allen Staaten der Welt beschlossen wurde, lag ein 
hartes Ringen um ihre Ausgestaltung hinter der Staaten-
gemeinschaft – insbesondere um die Mittel und Wege 
zur Umsetzung der globalen Nachhaltigkeitsziele (SDGs). 
Die Gruppe der 77 (G77) und ihre Mitglieder aus dem 
Globalen Süden betonten die Notwendigkeit, die glo-
bale Partnerschaft der Staaten mit neuem Leben zu fül-
len. Dagegen befürworteten die USA, die EU und ihre 
Partner aus dem globalen Norden alle möglichen Arten 
von Partnerschaften zwischen öffentlichen und privaten 
Akteuren, um die Agenda und ihre Ziele umzusetzen. 
Letztere orientierten sich an der Argumentation des 
High-Level Panel of Eminent Persons on the post-2015 
Development Agenda, das in seinem Schlussbericht vom 
Mai 2013 feststellte: 

»Wir leben in einer Zeit, da die globalen Probleme 
am besten durch die Kooperation von Tausenden 
oder gar Millionen von Menschen gelöst werden 
können. Diese Partnerschaften können den Weg zur 
Erfüllung der Ziele weisen und gewährleisten, dass 
Programme vor Ort ihre Wirkung entfalten. […] Die-
se Partnerschaften sind wirksame Mittel, weil alle 
Beteiligten ihre eigenen Kenntnisse und gesicherte 
Nachweise auf der Grundlage gründlicher Studien 
einbringen. Dies ermöglicht Innovationen, ein über-
zeugendes Eintreten für vernünftige Maßnahmen 
und somit auch eine gesicherte Finanzierung.«2

Im Kontext der Agenda 2030 ist die Unterscheidung 
zwischen »Partnerschaft« und »Partnerschaften« (Plu-
ral) keine Wortklauberei, sondern bringt zwei völlig 
verschiedene Sichtweisen auf die Rolle des Staates zum 
Ausdruck: einerseits der Staat als Pflichtenträger, insbe-
sondere im Hinblick auf die Menschenrechte, sowie als 
wichtiger Garant öffentlicher Güter und Dienstleistun-
gen (»Partnerschaft«), andererseits der Staat als Mode-

1. Bei diesem Text handelt es sich um die redaktionell leicht modifizierte 
deutsche Übersetzung des Einleitungskapitels von »Spotlight on Sustai-
nable Development 2017, Privatization, partnerships, corporate capture, 
and their impact on sustainabilty and inequality – assessments and alter-
natives«, herausgegeben von der Civil Society Reflection Group on the 
2030 Agenda for Sustainable Development: www.2030spotlight.org. 

2. High-Level Panel of Eminent Persons on the post-2015 Development 
Agenda (2013), S. 22.

rator und Vermittler von Maßnahmen öffentlicher und 
privater »Stakeholder« (»Partnerschaften«). 

Die Verhandlungen über die Agenda 2030 mündeten in 
einen deutlich abgestuften Kompromiss: Regierungen 
erklärten sich verpflichtet, die Globale Partnerschaft mit 
neuem Leben zu füllen und stellten fest: »Die öffentliche 
Finanzierung […] wird eine wesentliche Rolle bei der Be-
reitstellung grundlegender Dienstleistungen und öffent-
licher Güter und bei der Mobilisierung anderer Finanz-
quellen spielen.«3 Gleichzeitig betonten sie aber auch: 
»Wir sind uns der Rolle bewusst, die der breitgefächerte 
Privatsektor – von Kleinstunternehmen über Genossen-
schaften bis zu multinationalen Unternehmen – sowie 
die Organisationen der Zivilgesellschaft und philanth-
ropische Organisationen bei der Umsetzung der neuen 
Agenda spielen werden.«4

In SDG 17 (»Umsetzungsmittel stärken und die Globale 
Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung mit neuem Le-
ben erfüllen«) formulierten sie zwei Unterziele unter der 
Zwischenüberschrift »Multi-Akteur-Partnerschaften«; 
aber selbst dort treten sie zunächst für den Ausbau der 
Globalen Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung ein, 
lediglich »ergänzt durch Multi-Akteur-Partnerschaften« 
(Ziel 17.16), und relativieren die Bedeutung öffentlich-
privater Partnerschaften, indem sie diese zwischen öf-
fentlichen und zivilgesellschaftlichen Partnerschaften 
ansiedeln (Ziel 17.17).

Die Einbeziehung des Privatsektors und öffentlich-priva-
ter Partnerschaften wurde noch deutlicher im Schluss-
dokument der dritten Internationalen Konferenz über 
Entwicklungsfinanzierung vom Juli 2015, der Aktionsa-
genda von Addis Abeba.5 Dieses de facto-Finanzierungs-
programm für die SDGs widmet der Rolle des privaten 
Wirtschafts- und Finanzsektors ein eigenes Kapitel und 
enthält 11 Abschnitte, die Multiakteurs- oder öffentlich-
private Partnerschaften befürworten oder begrüßen. 

Der Trend zu Partnerschaften mit dem Privatsektor grün-
det auf eine Reihe von Annahmen, nicht zuletzt auf die 
Überzeugung, dass globale Probleme zu groß und der 
öffentliche Sektor zu schwach sei, als dass er diese Her-
ausforderungen alleine bewältigen könnte.

3. UN (2015b), Pkt. 41.

4. Ebd.

5. UN (2015a).

http://www.2030spotlight.org
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Schwächung des Staates:  
ein Teufelskreis

Der Trend zur Privatisierung und zu öffentlich-privaten 
Partnerschaften verschiedenster Art ist keineswegs neu. 
Die erste Deregulierungs- und Privatisierungswelle in 
den 1980er und 1990er Jahren wurde durch die neo-
liberale Politik westlicher Staaten gefördert, durch die 
Transformation ehemals zentraler Planwirtschaften in 
Osteuropa und der früheren Sowjetunion hin zu Markt-
wirtschaften beschleunigt und den hochverschuldeten 
Ländern des Globalen Südens durch die Strukturanpas-
sungsprogramme von IWF und Weltbank auferlegt. 

In der Folge der Weltfinanzkrise 2007–2008 lebte der 
Diskurs über Privatisierung und PPPs wieder auf, geprägt 
vor allem von privaten Stiftungen und internationalen 
Finanzinstitutionen (IFI). In einer Zeit, da Regierungen 
nicht in der Lage oder nicht bereit scheinen, drängende 
Probleme zu lösen, präsentieren sich private Akteure als 
alternative Problemlöser – flexibler, effizienter und un-
bürokratischer als der Staat. Ein beredtes Beispiel die-
ser Strategie ist der Bericht des Weltwirtschaftsforums 
(World Economic Forum, WEF) über die Zukunft der 
Global Governance unter dem Titel »Global Redesign«.6 
Er behauptet, die Geschicke einer globalisierten Welt 
ließen sich am besten von einer Koalition aus multina-
tionalen Unternehmen, Regierungen, dem UN-System 
und ausgewählten zivilgesellschaftlichen Organisationen 
regeln. Nicht mehr Regierungen seien »die dominanten 
Akteure auf der Weltbühne«7 – nein, es sei »die Zeit für 
einen Paradigmenwechsel bei den Akteuren internati-
onaler Politikgestaltung gekommen«.8 Zur Vision des 
Weltwirtschaftsforums gehört eine »öffentlich-private« 
UN, in der bestimmte Sonderorganisationen unter ei-
nem gemeinsamen Politikregime operieren – beispiels-
weise die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen unter einer »Global Food, Ag-
riculture and Nutrition Redesign Initiative«.9 Nach die-
sem Modell werden ferner bestimmte Aufgaben aus 
dem UN-System ausgegliedert und »multilateralen, oft 
Multi-Stakeholder-Koalitionen derer, die bereit und fähig 
sind«, übertragen.10

6. World Economic Forum (2010).

7. Ebd., S. 8.

8. Ebd., S. 9.

9. Ebd., S. 367.

10. Ebd., S. 8.

Die Internationalen Finanzinstitutionen, an der Spitze die 
Weltbank, argumentierten in den Diskussionen über die 
Agenda 2030 und die Umsetzung der SDGs ähnlich. Sie 
forderten einen »Paradigmenwechsel für die Entwick-
lungsfinanzierung […], um die zum Erreichen der SDGs 
nötigen Ressourcen zu mobilisieren«.11 Nach ihrer Auf-
fassung muss die Weltgemeinschaft nicht mehr über 
»Milliarden« für die öffentliche Entwicklungszusammen-
arbeit reden, sondern über »Billionen« für Investitionen 
aller Art, um den Investitionsbedarf für die SDGs zu de-
cken. Sie räumen zwar ein, dass die Entwicklungsausga-
ben auf nationaler Ebene überwiegend durch öffentliche 
Mittel finanziert werden. Sie betonen jedoch gleichzeitig, 
dass die Finanzen und Investitionen des Privatsektors das 
größte Potenzial für zusätzliche Mittel bergen würden. 
»Das ist der Pfad fort von Milliarden und hin zu Billio-
nen, den alle Länder und die Weltgemeinschaft gemein-
sam beschreiten müssen, um die transformative Vision 
der SDGs zu finanzieren und zum Tragen kommen zu 
lassen.«12

Warum aber ist der öffentliche Sektor scheinbar zu 
schwach, um die Herausforderungen der Agenda 2030 
zu meistern? Weshalb sind die öffentlichen Kassen leer? 
Im Grunde sind fehlende Fähigkeiten und Mittelknapp-
heit keine zwangsläufige Erscheinung – sie sind Folge be-
wusster politischer Entscheidungen. Ein Beispiel: In den 
letzten drei Jahrzehnten sind die Körperschaftsteuersät-
ze in den Ländern des Nordens wie des Südens um etwa 
15 bis 20 Prozentpunkte gesunken.13 Jahr für Jahr gehen 
Hunderte Milliarden US-Dollar durch steuerliche Anreize 
für Unternehmen und verschiedene Formen von Steuer-
vermeidung verloren. Durch ihre wirtschaftsfreundliche 
Finanzpolitik und das Fehlen einer effizienten globalen 
Zusammenarbeit in Steuersachen haben die Staaten ihre 
Aufkommensbasis erheblich geschwächt. Ursache dafür 
ist nicht zuletzt die Lobbyarbeit der Unternehmen. Nach 
einer aktuellen Untersuchung von Oxfam America ha-
ben die fünfzig größten US-amerikanischen Unterneh-
men von 2009 bis 2015 rund 2,5 Milliarden US-Dollar für 
ihre Lobbytätigkeit ausgegeben; davon flossen 352 Mil-
lionen US-Dollar in die Lobbyarbeit im Steuerbereich. Im 
selben Zeitraum wurden ihnen 423 Milliarden US-Dollar 
an Steuervergünstigungen gewährt.14

11. World Bank et al. (2015), S.2.

12. Ebd., S. 1.

13. Crivelli et al. (2015). S. 12.

14. Oxfam America (2017), S. 2.
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Verschlimmert wird die Situation noch durch die weitver-
breiteten Praktiken der Steuerhinterziehung und -vermei-
dung von transnationalen Unternehmen und Vermögen-
den. Sie lassen die Staatseinnahmen weiter schrumpfen 
und verschlimmern Ungleichheit, denn die Steuerhin-
terziehung wächst rapide mit dem Reichtum. Aktuellen 
Forschungen aus Norwegen, Schweden und Dänemark 
zufolge belaufen sich die hinterzogenen Steuern in Skan-
dinavien auf drei Prozent der Personensteuern, steigen 
jedoch auf dreißig Prozent bei den obersten 0,01 Prozent 
in der Vermögenspyramide, jener Gruppe von Haushal-
ten mit einem Nettovermögen von mehr als vierzig Milli-
onen US-Dollar.15 Die Autoren kommen zu dem Schluss: 
»Berücksichtigt man die Steuerhinterziehung, verschärft 
sich die wachsende Ungleichheit weiter.«16

Hier zeigt sich ein Teufelskreis in der Schwächung des 
Staates: Die Kombination aus neoliberaler Ideologie, Wirt-
schaftslobbyismus, unternehmensfreundlicher Finanzpo-
litik sowie Steuervermeidung und -hinterziehung hat zu 
einer enormen Schwächung des öffentlichen Sektors und 
seiner Fähigkeit geführt, lebenswichtige Güter und Dienst-
leistungen bereitzustellen. Im Report Spotlight on Sustai-
nable Development 2017 zeigen dies unter anderem die 
Beiträge zu Ernährungssicherheit und nachhaltiger Land-
wirtschaft (SDG 2), Gesundheit (SDG 3), Bildung (SDG 4), 
sauberem Wasser und Sanitärversorgung (SDG 6), sowie 
Verkehr und Wohnungswesen (SDG 11). Es sind diese 
Schwachstellen, die die Verfechter von Privatisierung und 
PPPs nutzen, um den Privatsektor als die bessere Alterna-
tive darzustellen und seine weitere Stärkung zu fordern. 
Was den öffentlichen Sektor wiederum weiter schwächt 
– und so fort …

Andererseits haben eben diese Unternehmensstrategi-
en und die Finanz- und Ordnungspolitik, die zur Schwä-
chung der öffentlichen Hand führten, eine beispiellose 
Anhäufung von privatem Reichtum und eine wachsende 
Marktkonzentration ermöglicht, häufig auf Kosten klei-
nerer und mittlerer Unternehmen.

Geballte Macht

Die Globalisierung der Weltwirtschaft und die Deregu-
lierungs- und Privatisierungswellen haben transnatio-

15. Alstadsæter et al. (2017), S. 1.

16. Ebd.

nale Unternehmen und Finanzkonglomerate erstarken 
lassen. In Dutzenden von Ländern operierende Unter-
nehmen mit Milliardenumsätzen haben großen Einfluss 
auf die globale Wirtschaft und erhebliches politisches 
Gewicht gewonnen. 

Statistiken zu Volkswirtschaften, transnationalen Unter-
nehmen, Banken und Vermögensverwaltungen zufolge 
gibt es unter den global fünfzig größten ökonomischen 
Akteuren mehr private Firmen als Länder.17 Das von der 
weltweit größten Vermögensverwaltung – BlackRock – 
betreute Vermögen wird mit 5,12 Billionen US-Dollar be-
ziffert (Stand: Ende 2016),18 mehr als das BIP von Japan 
oder Deutschland. 

Die wachsende Marktkonzentration legt große Macht in 
die Hände nur weniger Unternehmen. Eine Untersuchung 
an der ETH Zürich über die Beziehungen zwischen 43.000 
transnationalen Unternehmen hat eine kleine Gruppe von 
Firmen ermittelt – vor allem im Finanzsektor –, die über 
unverhältnismäßig große Macht über die Weltwirtschaft 
verfügt. Nach dieser Studie sind »transnationale Unter-
nehmen zu einem riesigen Netzwerk verknüpft, wobei 
[...] sich die Kontrolle weitgehend in einem festen Kern 
von Finanzinstituten konzentriert.«19 Im Zentrum dieses 
Netzes kontrolliert eine Kerngruppe von 147 Unterneh-
men vierzig Prozent des Vermögens der Beteiligten, ganze 
achtzig Prozent werden von nur 737 Firmen kontrolliert.

Große institutionelle Anleger, beispielsweise Pensions-
fonds, Versicherungsträger und Staatsfonds, sind auch 
die treibende Kraft hinter einer neuen Generation von 
PPPs im Infrastrukturbereich; sie drängen Regierungen, 
»bankfähige« Projekte auszuschreiben, die zwar dem 
Bedarf dieser Anleger, weniger aber den Bedürfnissen 
der betroffenen Bevölkerung entsprechen.

Besonders beunruhigend im Hinblick auf die Umsetzung 
von SDG 2 zu Ernährungssicherheit und nachhaltiger 
Landwirtschaft sind die angekündigten Großfusionen 
im Ernährungs- und Landwirtschaftssektor, insbeson-
dere der Erwerb von Syngenta durch die China National 
Chemical Corporation (ChemChina), die Fusion von Dow 
Chemical mit DuPont und die Übernahme von Monsanto 

17. www.willistowerswatson.com/en/insights/2016/10/The-worlds-500-lar-
gest-asset-managers-year-end-2015.

18. www.blackrock.com/de/privatanleger/uber-blackrock. 

19. Vitali / Glattfelder / Battiston (2011).

http://www.willistowerswatson.com/en/insights/2016/10/The-worlds-500-largest-asset-managers-year-end-2015
http://www.willistowerswatson.com/en/insights/2016/10/The-worlds-500-largest-asset-managers-year-end-2015
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durch Bayer. Sollten die genannten Fusionen alle geneh-
migt werden, kontrollieren die neuen Unternehmensrie-
sen mindestens sechzig Prozent des weltweiten Saatgut-
handels und 71 Prozent des globalen Pestizidhandels.

Wachstum und Konzentration von Unternehmensmacht 
gibt es auch bei den privaten Militär- und Sicherheits-
diensten. Eine Untersuchung von 2011 schätzt die Zahl 
der Beschäftigten in diesem Sektor auf 19,5 bis 22,5 
Millionen – mehr als die Zahl aller Polizisten weltweit. 
Das Wachstum dieses Sektors betrifft die Umsetzung 
von SDG 16 (Friedliche und inklusive Gesellschaften) un-
mittelbar, da es Staaten ermöglicht, weiterhin gewaltsa-
me Konflikte auszulösen oder fortzusetzen, indem sie 
die politischen, wirtschaftlichen und personellen Kosten 
ausgliedern und diese vor der Öffentlichkeit verschleiern.

Verheerende Folgen

Privatisierung, PPPs und wachsende Unternehmens-
macht betreffen alle Bereiche und Ziele der Agenda 
2030. Ein augenfälliges Beispiel bilden die sich rasch 
ausbreitenden gebührenpflichtigen und profitorientier-
ten Schulen in Afrika und Asien; ein besonderer Fall sind 
die Bridge International Academies, die in Kenia, Ugan-
da, Nigeria, Liberia und Indien inzwischen über 500 Vor- 
und Grundschulen betreiben. 

Der Unternehmenseinfluss beeinträchtigt auch den Ener-
giesektor; hier dominieren nach wie vor Kohle und ande-
re fossile Brennstoffe, was wirksame Maßnahmen gegen 
den Klimawandel und die Umstellung auf eine nachhal-
tige Energieversorgung untergräbt (SDG 7 und 13). Eine 
ähnliche Rolle spielt die Rohstoffindustrie, insbesondere 
durch die drohende Ausbeutung der Tiefsee – die neu-
este Herausforderung dieses Sektors und für die Ozeane 
wohl die größte Bedrohung (SDG 14). Gleichermaßen 
gefährdet sind Biodiversität und Landökosysteme durch 
die Kommerzialisierung der Werte und »Leistungen« der 
Natur sowie die marktbasierten Naturschutzinstrumente. 
Dies birgt auch das Risiko, jene Akteure, die für den Er-
halt der biologischen Vielfalt eine zentrale Rolle spielen, 
zu marginalisieren: indigene Völker, lokale Gemeinschaf-
ten und Frauen (SDG 15).

Studien von Wissenschaftler_innen, zivilgesellschaftli-
chen Organisationen und Gewerkschaften wie Public 
Services International (PSI) zeigen, dass die Privatisierung 

der öffentlichen Infrastrukturen und Versorgungsleis-
tungen sowie verschiedene Formen von PPPs unverhält-
nismäßige Risiken und Kosten für die Betroffenen und 
den öffentlichen Sektor bedeuten. Sie können sogar 
Ungleichheit verschärfen, den fairen Zugang zu lebens-
wichtigen Dienstleistungen einschränken und damit die 
Verwirklichung von Menschenrechten, insbesondere die 
Rechte von Frauen, gefährden (SDG 5). 

Selbst die Analysen von Weltbank, IWF und Europäischer 
Investitionsbank (EIB) – normalerweise Verfechter von 
öffentlich-privaten Partnerschaften – zeigen viele Fälle 
auf, in denen PPPs nicht die erwarteten Ergebnisse brin-
gen. Einige Ergebnisse der verschiedenen Studien zu den 
Risiken und Kosten von PPPs lassen sich folgendermaßen 
zusammenfassen: 

1. 		Nur wenige Länder verfügen über ausreichende Ka-
pazitäten, um Infrastruktur-PPPs zu realisieren.

2. 		Die Finanzierungskosten sind für PPP oft höher als für 
öffentliche Versorgungseinrichtungen, da Regierun-
gen in der Regel zu niedrigeren Sätzen Finanzmarkt-
mittel aufnehmen können als die Wirtschaft. 

3.		Potenzielle kurzfristige fiskalische Gewinne großer 
PPPs reichen nicht immer aus, um die langfristigen 
zusätzlichen Kosten durch Vertragsneuverhandlun-
gen auszugleichen. 

4.		Staatliche Verbindlichkeiten durch PPPs spiegeln sich 
nicht vollständig in den öffentlichen Haushalten wi-
der, sodass Regierungen fälschlicherweise glauben, 
über mehr finanzpolitischen Spielraum zu verfügen, 
als es tatsächlich der Fall ist. 

In einem aktuellen Beitrag über die Rolle der G20 im Be-
reich von Infrastrukturinvestitionen und PPPs kommt Nancy 
Alexander von der Heinrich-Böll-Stiftung zu dem Schluss:

»Der Umfang der Infrastruktur- und PPP-Initiativen, 
die von den nationalen und multilateralen Banken 
der G20 verfochten werden, könnte in enormem 
Ausmaße Gewinne privatisieren und Verluste soziali-
sieren. Die G20 sollten Maßnahmen ergreifen, damit 
dies nicht eintritt.«20

20. https://us.boell.org/2016/12/15/infrastructure-investment-and-pub-
lic-private-partnerships.
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Gegenbewegungen und  
Ausschertendenzen

Als Reaktion auf die Erfahrungen mit den verheerenden 
Wirkungen von Privatisierung und PPPs sind in vielen 
Teilen der Welt Gegenbewegungen entstanden. In den 
letzten 15 Jahren ist die Zahl der Städte und Gemeinden, 
die privatisierte Dienstleistungen wieder in öffentliche 
Hand rückgeführt haben, beträchtlich gestiegen. Diese 
»Rekommunalisierung« genannte Entwicklung bezieht 
sich insbesondere auf die Rückführung der Wasser- und 
Sanitärversorgung in die öffentliche Grundversorgung 
(SDG 6) – auch in Deutschland. Von März 2000 bis 
März 2015 verzeichneten Studien 235 Fälle von Wasser-
Rekommunalisierung in 37 Ländern, was mehr als 100 
Millionen Menschen betrifft.

Des Weiteren sind einige Unternehmenspioniere bereits 
auf dem Weg zu – wenigstens ökologisch – nachhal-
tigen Lösungen, beispielsweise im Bereich der erneu-
erbaren Energien. Der Privatsektor ist keineswegs ein 
monolithischer Block. Eine zunehmende Zahl von Un-
ternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft, aber auch 
einige auf die nachhaltige Wirkung bedachte Anleger 
sowie manche kleine und mittlere Unternehmen haben 
den Verfechtern technologiefixierter Lösungen und den 
Dinosauriern in der Lobby der fossilen Brennstoffe den 
Kampf angesagt. 

Selbst die Phalanx der angeblich Wirtschaftsinteressen 
vertretenden hartnäckigen Gegner einer menschen-
rechtlichen Regulierung von Unternehmen zeigt Lücken. 
Eine Erhebung des Economist Intelligence Unit erbrach-
te, dass ein nicht unerheblicher Teil der Wirtschafts-
vertreter_innen sich inzwischen für ein internationales 
Rechtsinstrument zur Regulierung von Unternehmens
tätigkeiten im Menschenrechtsbereich ausspricht. Der 
Bericht kommt zu dem Schluss: 

»(...) zwar war die Antwort der meisten Unterneh-
men negativ, weil nicht nur die Wünschbarkeit, son-
dern auch Wirksamkeit und Durchführbarkeit eines 
solchen Instruments in Frage gestellt wurde, doch 
erklärten 20% der Befragten, ein verbindliches in-
ternationales Abkommen würde sie dabei unterstüt-
zen, ihren Verantwortlichkeiten für die Wahrung der 
Menschenrechte gerecht zu werden.«21

21. The Economist Intelligence Unit (2015), S. 23.

Was tun?

Gewiss spielt die Wirtschaft bei der Umsetzung der 
Agenda 2030 eine wichtige Rolle, denn nachhaltige 
Entwicklung erfordert umfassende Veränderungen in 
den Geschäftspraktiken von Unternehmen. Allerdings 
bedeutet die Anerkennung dieser Rolle nicht, die Akku-
mulation von Reichtum und wirtschaftlicher Macht zu 
fördern, privaten Unternehmen unangemessen Einfluss 
auf die Politik zu gewähren und zudem außer Acht zu 
lassen, dass sie viele der Probleme, für deren Bewälti-
gung die Agenda 2030 geschaffen wurde, selbst verur-
sacht haben.

Statt weiter den irreführenden Diskurs über »Multistake-
holderism« und Partnerschaften zwischen grundsätzlich 
ungleichen Beteiligten zu führen, ist ein grundlegender 
Kurswechsel notwendig. Um die SDGs und die trans-
formative Vision für eine bessere Welt, wie es im pro-
grammatischen Titel der Agenda 2030 heißt, zu verwirk-
lichen, muss die öffentliche Hand ordnungspolitischen 
Gestaltungsraum zurückgewinnen. Dies umfasst unter 
anderem folgende Maßnahmen:

1.		Staatsfinanzen auf allen Ebenen stärken: Den 
politischen Gestaltungsraum zu erweitern, erfordert 
unter anderem Anpassungen in der Finanzpolitik. 
Anders ausgedrückt: Regierungen müssen Haushalte 
für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Develop-
ment Budgets) aufstellen, um die Ziele nachhaltiger 
Entwicklung (Sustainable Development Goals) zu er-
reichen. Dies lässt sich grundsätzlich von der Einnah-
menseite (Steuerpolitik) wie von der Ausgabenseite 
(Haushaltspolitik) her angehen. Mit einer zukunfts-
fähigen Steuerpolitik können Regierungen sowohl 
umwelt- und sozialpolitische Ziele erreichen als auch 
ihre Verantwortung für die Menschenrechte erfül-
len. Dazu gehört beispielsweise die Besteuerung des 
Abbaus und des Verbrauchs nicht-erneuerbarer Res-
sourcen sowie Formen progressiver Besteuerung, die 
Interessen von Armen und Einkommensschwachen 
berücksichtigen (z. B. durch die Besteuerung von Lu-
xusartikeln). Der haushaltspolitische Gestaltungsraum 
lässt sich beispielsweise vergrößern durch die Besei-
tigung von steuerlichen Anreizen für Unternehmen 
(etwa Steuererleichterungen in Sonderwirtschafts-
zonen) und die Abschaffung von umweltschädlichen 
Subventionen. Sind die Prioritäten richtig gesetzt, 
kann die Finanzpolitik ein wirksames Instrument zur 
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Verringerung sozialer Ungleichheit, zur Überwindung 
von Diskriminierung und zur Förderung des Über-
gangs zu nachhaltigen Produktions- und Konsum-
mustern sein. 

		 Die nötigen Reformen dürfen dabei nicht auf die na-
tionale Ebene beschränkt bleiben. Die öffentlichen 
Finanzen zu stärken, ist auf allen Ebenen notwendig 
– von der Entwicklung der Gemeindefinanzierung 
und der ausreichende finanzielle Unterstützung für 
die Kommunen bis zur berechenbaren und zuverläs-
sigen Finanzierung des UN-Systems in einem für die 
Wahrnehmung seiner Mandate ausreichenden Maße. 
Insbesondere sollten Regierungen auf UN-Ebene 
den Trend hin zu freiwilligen und zweckgebundenen 
Beiträgen sowie zur wachsenden Abhängigkeit von 
der Finanzierung durch private Stiftungen wie die 
Gates-Stiftung umkehren. Eine grundlegende Voraus-
setzung für die Stärkung nationaler Finanzpolitik ist 
zudem der Ausbau der weltweiten Zusammenarbeit 
in Steuerangelegenheiten unter dem Dach der Ver-
einten Nationen, um dem schädlichen Steuerwettbe-
werb und den diversen Praktiken der Steuervermei-
dung und -hinterziehung zu begegnen. 

2.		Staatliche Politik statt Rechte von Investoren 
stärken: Wirtschaftsfreundliche Lobbygruppen tre-
ten nachdrücklich gegen die »Überregulierung« und 
für das Festhalten an eben jenen Handels-, Investi-
tions- und Finanzregimen ein, die zur Destabilisierung 
der Volkswirtschaften weltweit geführt und die Un-
gleichheit im Norden wie im Süden verschärft haben. 
Des Weiteren birgt eine neue Generation von Frei-
handels- und Investitionsabkommen das Risiko einer 
weiteren Einschränkung des politischen Gestaltungs-
raums zur Umsetzung einer tragfähigen Sozial-, Um-
welt- und Entwicklungspolitik. Derartige Abkommen 
vergrößern die Macht von Investoren und großen Un-
ternehmen; sie schwächen die Rolle des Staates und 
seine Fähigkeit, Menschenrechte und Nachhaltigkeit 
zu fördern. Regierungen sollten ihre Programme zur 
Investitions- und Handelsliberalisierung grundlegend 
neu konzipieren und dabei die Forderungen von zivil-
gesellschaftlichen Organisationen, Gewerkschaften, 
indigenen Völkern, Menschenrechtsexpert_innen und 
vieler anderer berücksichtigen, die Menschenrech-
te und die Grundsätze nachhaltiger Entwicklung ins 
Zentrum aller Handels- und Investitionsabkommen zu 
rücken. Dies schließt die Fähigkeit zu einer aktiven In-

dustriepolitik ein, um die Entwicklung eines eigenen 
starken Unternehmenssektors in den Ländern des 
Globalen Südens zu ermöglichen.

3.		PPPs ablehnen oder überdenken – Alternativen 
finden: Wirtschaftsakteure und wirtschaftsnahe 
Denkfabriken wie das WEF propagieren PPPs immer 
wieder als bestes Modell zur Schließung der Finan-
zierungslücke für Infrastrukturinvestitionen weltweit. 
Viele Regierungen folgen bisher ihrem Rat. Doch wie 
erwähnt: Zahlreiche Studien, auch aus den genannten 
Denkfabriken, belegen, dass PPPs für den öffentlichen 
Sektor enorme Risiken und Kosten bedeuten können; 
ferner können sie Ungleichheit verschärfen und den 
fairen Zugang zu lebenswichtigen Dienstleistungen 
einschränken. Regierungen sollten diese Erkenntnis-
se ernstnehmen, Konzepte zur Beteiligung des Pri-
vatsektors an Infrastrukturinvestitionen reformieren 
und alternative Wege zur Finanzierung öffentlicher 
Infrastrukturen erschließen. Dazu können Einnahmen 
aus Grund- und Vermögenssteuern, Bearbeitungs-
gebühren und Nutzungsentgelte (im Einklang mit 
Menschenrechtsstandards) gehören, ferner die Finan-
zierung durch öffentliche Banken, die Ausgabe von 
Staats- und Kommunalanleihen, die Quersubventio-
nierung öffentlicher Versorgungseinrichtungen und 
in bestimmten Fällen weiterhin auch die öffentliche 
Entwicklungsfinanzierung.

4.		Verbindliche Regeln zu Wirtschaft und Men-
schenrechten und für die Interaktion zwischen 
UN und Wirtschaft: Die Erfahrung zeigt, dass es mit 
Initiativen zur sozialen Verantwortung von Unterneh-
men (CSR) wie dem Global Compact der Vereinten 
Nationen und freiwilligen Verpflichtungen wie den 
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrech-
te (UNGP) nicht gelingt, Unternehmen effektiv zur 
Rechenschaft zu ziehen. Eine wachsende Zahl von 
Regierungen sowie zahlreiche zivilgesellschaftliche 
Organisationen und Menschenrechtsexpert_innen 
sind daher der Auffassung, dass es eines rechtsver-
bindlichen Instruments (eines Treaty) bedarf, mit dem 
transnationale Konzerne und andere Wirtschaftsun-
ternehmen für Menschenrechtsvergehen zur Verant-
wortung gezogen werden können. Mit der Einrich-
tung einer zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe zur 
Ausarbeitung eines solchen Instruments hat der UN-
Menschenrechtsrat einen wegweisenden Beschluss 
gefasst. Diesen Vertragsprozess sollten Regierungen 
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und zivilgesellschaftliche Organisationen ernstneh-
men und sich aktiv daran beteiligen. Er bietet Re-
gierungen die historische Chance zu zeigen, dass sie 
Menschenrechte über Kapitalinteressen stellen. Für 
die Umsetzung der Agenda 2030, nicht zuletzt des 
Ziels nachhaltiger Konsum- und Produktionsweisen 
(SDG 12), ist dies eine entscheidende Voraussetzung.

		 Ähnlich sollten die UN einen Regelungsrahmen für 
die Beziehungen zwischen UN und Wirtschaft (ein-
schließlich der verschiedenen Formen von Partner-
schaften) erarbeiten. Dieser sollte Mindeststandards 
für die Beteiligung der UN an globalen Partnerschaf-
ten und für die Form und Ausgestaltung von UN-
Initiativen festlegen, in denen der Privatsektor mit-
wirkt. Dieser Regelungsrahmen soll unter anderem 
verhindern, dass Unternehmen unangemessenen 
Einfluss auf die Politik der Vereinten Nationen aus-
üben und sicherstellen dass solche Unternehmen 
von UN-Veranstaltungen und UN-Ausschreibungen 
ausgeschlossen werden, die international vereinbarte 
Umwelt-, Sozial- und Menschenrechtsstandards bzw. 
andere Grundsätze der Vereinten Nationen verletzen 
(durch Korruption, Verstoß gegen UN-Sanktionen, 
Lobbyarbeit gegen globale Abkommen der UN, Steu-
erhinterziehung usw.). Regelmäßige Monitorings und 
Folgenabschätzungen sollten von einem unabhängi-
gen UN-Gremium durchgeführt werden, nicht jedoch 
von Institutionen wie dem Global Compact, die zur 
Förderung von Partnerschaften mit der Wirtschaft 
gegründet wurden; die Ergebnisse sollten den Mit-
gliedstaaten übermittelt und veröffentlicht werden.

		 Ein wesentliches Element eines solchen Regelungs-
rahmens sollten Vorschriften zur Vermeidung von 
Interessenkonflikten und zur Stärkung von Rechen-
schaftspflichten sein, mit zusätzlichen speziellen Re-
gelungen für die jeweiligen UN-Fonds, -Programme 
und -Sonderorganisationen. Des Weiteren müsste 
dieser Regelungsrahmen deutlich zwischen Wirt-
schaftsakteuren und zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen unterscheiden – denn grundsätzlich unter-
schiedliche Akteure können nicht gleich behandelt 
werden. 

5.		Unternehmen und »systemrelevante« Struktu-
ren entmachten: Die Deregulierungs- und Privati-
sierungspolitik der letzten Jahrzehnte hat eine wach-
sende Marktkonzentration und die Anhäufung von 

Reichtum und wirtschaftlicher Macht in den Händen 
einer relativ kleinen Anzahl von Unternehmen und Ul-
tra-Reichen ermöglicht. Die geltenden Wettbewerbs- 
und Kartellgesetze reichen offensichtlich nicht aus, 
um Großfusionen wie kürzlich in der Agrarindustrie 
zu verhindern und das enorme Wachstum von Fi-
nanzkonglomeraten mit ihrem unverhältnismäßigem 
Einfluss auf die Wirtschaft weltweit (und damit direkt 
oder indirekt auch auf die Verwirklichung der SDGs) 
einzudämmen. 

		 Um die Rolle des Staates und demokratische Ent-
scheidungsprozesse zu stärken und die Bereitstel-
lung öffentlicher Güter und Dienste zu sichern, müs-
sen Regierungen wirksame Maßnahmen ergreifen. 
Dazu gehört, Unternehmensmacht abzubauen und 
zu verhindern, dass systemrelevante Strukturen, ins-
besondere im weltweiten Schattenbankensystem, 
fortbestehen. Die Staaten sollten ihre nationalen 
und regionalen Kartellgesetze, die Kartellämter und 
die Wettbewerbsaufsicht stärken. Und sie sollten 
ihre kartellrechtlichen Maßnahmen, die Zusam-
menarbeit und den Regelungsrahmen auf globaler 
Ebene unter dem Dach der UN verbessern. Dazu 
kann gehören, ein UN-Wettbewerbsabkommen zu 
erarbeiten, wie es von der ETC Group vorgeschlagen 
wird.

6.		Den Diskurs verändern – öffentliche Gestal-
tungsmacht wiedergewinnen: Die genannten 
Maßnahmen sind unabdingbar, um dem wachsen-
den, unkontrollierten Einfluss der Wirtschaft auf die 
Umsetzung der Agenda 2030 und darüber hinaus zu 
begegnen. Aber sie sind kein Selbstzweck. Notwen-
dig ist, das gängige Konzept der Politikgestaltung zu 
überdenken, das auf Freiwilligkeit und Partnerschaf-
ten zwischen verschiedenen »Stakeholdern« setzt. Es 
ist wichtig, wieder klar zu unterscheiden zwischen 
der Seite, die reguliert, und jener, die reguliert wird, 
sowie jeden Diskurs abzulehnen, der verschleiert, 
dass Unternehmen ein grundsätzlich anderes Interes-
se haben als Regierungen, UN-Sonderorganisationen, 
zivilgesellschaftliche Organisationen und soziale Be-
wegungen. Das Hauptinteresse von Unternehmen 
liegt – und dies verlangt ihre treuhänderische Pflicht – 
in den Interessen ihrer Eigner, Gläubiger und Aktionä-
re. Der Stakeholder-Diskurs verwischt diese wichtige 
Unterscheidung zwischen grundsätzlich wesensver-
schiedenen Akteuren.
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Gewiss ist die sinnvolle Einbeziehung aller gesellschaftli-
chen Akteure eine Grundvoraussetzung demokratischer 
Entscheidungsprozesse; sie bietet zudem unschätzbare 
und wesentliche Erkenntnisse für Problembeschreibun-
gen und -lösungen. Regierungen und UN sollten wei-
terhin ihr Engagement und ihre Kapazitäten in diesem 
Bereich verstärken, ohne sich auf pauschale Lösungen 
zu verlassen. Sie sollten Modelle entwickeln, die allen 
gesellschaftlichen Akteuren ermöglichen, Beiträge zu 
leisten und sich gegen Partikularinteressen zu schüt-
zen. Statt weiter »Innovationen« voranzutreiben, indem 
Aufgaben an öffentlich-private Partnerschaften mit un-
demokratischen Entscheidungsstrukturen ausgelagert 
werden, ist es für die Zivilgesellschaft an der Zeit, Gestal-
tungsmacht für die öffentliche Hand zurückzufordern – 
und für Regierungen, den dazu notwendigen globalen 
Regulierungsrahmen zu schaffen. 

In der Erklärung der Staats- und Regierungschefs zur 
Agenda 2030 heißt es: »Die Ungleichheiten innerhalb 
der Länder und zwischen ihnen nehmen zu. Es beste-
hen enorme Unterschiede der Chancen, des Reichtums 
und der Macht.« Sie stellen nachhaltige Entwicklung vor 
»immense Herausforderungen«.22 Die SDGs werden sich 
nur verwirklichen lassen, wenn Regierungen konkrete 
politische Maßnahmen ergreifen, um diese enormen 
Unterschiede zu überwinden. 

22. UN (2015b), Pkt 14.
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